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orafien und, sıch auf jedem Seitenrand VO:  - ben nach verlaufend, VOo.  - passenden
und ZU. weıteren Nachdenken einladenden /1iıtaten ALUS der Biıbel und ALUS der veistlichen
Tradıtıon der Kıirche umgeben 1St. SO lıegt mıiıt „ Youcat” eın insgesamt cehr lebendig A
staltetes Buch VOo  m eın T’hemenspektrum 1St weIıt Dıie oroßen Themen der
christlichen Glaubenslehre nehmen eınen breiten Platz e11M. Das lıturgische und diakon1-
cche Leben der Kıirche kommt ZUF Sprache. Das Leben des Chrısten 1n Beruft und Famiılie,
1n der modernen Welt und 1 persönlichen Bereich wırd austührlich und konkret behan-
delt. Dıie Formen und die Inhalte des christliıchen Betens werden nahegebracht.

Vermutlich wırd 1 Blick auf „ Youcat“ Vo manch eınem die Frage vestellt, ob dieser
Jugendkatechısmus tatsächlich aut das Interesse cstofßen kann und cstoßen wiırd, das
kırchlicherseits be] den Jugendlichen ULLSCICI e1It wırd Wer diese Frage 1L1UI

mıiıt Zögern bejaht, 1St. vermutlıiıch nıcht 1mM Unrecht; ennn weıfß, W1e schwier1ig W heute
1St, den christlichen Glauben 1n se1iner DallZzel Breıite und Tiefe die nächste (jenera-
t10n weıterzugeben. Dıie damıt vegebenen Hürden lassen sıch uch mıiıt dem Jugendka-
techısmus nıcht eintach ub erspringen. och darf hıer nıchts unversucht leiben. Und

hat uch „ Youcat“ cse1ıne Bedeutung als eın Instrument des kırchlichen Zugehens auf
die Jungen Menschen. Dass dieser Katechismus W seiınen Adressaten 1n seinem ınhaltlı-
chen Anspruch nıcht adurch eintach machen will, A4SSs dıe Lehre der Kırche und das
Leben der Chrıisten 1n eıner 1L1UI angyCcDasSsten und verharmlosenden We1se nahebringt,
1St. 1n jeder We1se respektieren. SO kann 111a  H 1L1UI hoffen, A4SSs „ Youcat“” aut das Inter-
CS SC stöfßt, das verdient. Dabei 1St. uch die Erwachsenen denken, die siıch den
Jungen Menschen zuwenden, ber natürlich erST recht die Jugendlichen, denen das
Buch Ja letztlich Hiılfestellung bıeten möchte. Von daher 1St. W 1LL1UI respektieren, A4SSs
ıhm e1ne durchgehend kırchennahe Perspektive eıgen 1St. LOSER

DER KIRCHENAUSTRITT AAILICHE UN KIRC  HE RECHT. Herausgegeben
VOo.  - Elmar Gäüthoff/ Stephan Haering / Helmuth Pree (Quaestiones dısputatae; 243)
Freiburg Br. Herder 2011 179 S’ ISBEN 4/78-3-451-0727243_)

Im Jahr 7010 Lraten 151.193 Katholiken ALUS ıhrer Kıirche AL  n Das bringt mıt sich, A4SS
Kırchenzugehörigkeıt und Kirchensteuer höchst aktuelle Themen siınd bıs weIıt 1n die
Tagesthemen hıneın. Freilich bewegt sıch die Diskussion nıcht ımmer auf höchster Ebene;
vielmehr fehlt den Debatten oft Sachkenntnis. Es W Al eshalb elıne ylückliche Idee,
A4SS das Klaus-Mörsdort-Studium für Kanonistik 11 und Maı 7010 1n München
eın interdıiszıplinäres 5Symposion veranstaltete mıiıt dem Thema „Der Kirchenaustritt 1
kırchlichen und staatlıchen Recht“. Der vorliegende Bd., der die entsprechenden Vortrage
sammelt, enthält seben Beiträge, dıe 11U. mAallz kurz vorgestellt werden csollen.

Das Referat VOo.  - Stephan Haerıng (Kırchenzugehörigkeit und Kıirchen-
STteuer 1n Deutschland 1n ıhrer veschichtlichen Entwicklung;— Kirchenaustritt 1St eın
modernes Phänomen. Fur das Miıttelalter (mit seınem veschlossenen „Oorbiıs cOhristianus“
des christlichen Abendlandes) und uch noch für dıe ftrühe euzeıt bıldeten die Gesell-
cschatt und die kırchliche Gemennschaft e1ne Einheit. Es Wl nıcht möglıch, sıch VOo.  - der
Kıirche IreNNeEnN, hne nıcht zugleich ALUS der menschlichen Gesellschaft herauszufallen.

YSt der Kulturkampf brachte schliefßlich e1ne tief greifende Anderung der rechtlıi-
chen Verhältnisse bezüglıch des Kirchenaustnitts. 15/3 wurde 1n Preufßen eın eıgenes
Kırchenaustrittsgesetz erlassen. Folgendes (für den Austrittswilligen cehr peinliche)
Verfahren wurde darın festgelegt: „Der Austrittswillige MUSSIE se1ınen Entschluss PCI-
sönlıch VOozxI dem Ortsrichter erklären; dieser verständigte VO der Erklärung den zustan-
dıgen Geistlichen. Viıer hıs cechs Wochen spater Wl die Erklärung des Austrıitts VOozxI

dem Ortsrichter nochmals wıederholen, rechtswıirksam werden. In der / w1-
schenzeıt hatte der Seelsorger die Möglıchkeıt, aut den ZU Austritt AUS der Kırche
vewillten Chrısten einzuwırken und ıhn eventuell ZuUuUrFr Anderung cse1nes Entschlusses
bewegen. Blieben diese Bemühungen hne Erfolg und wurde die Erklärung schliefßlich
wiırksam, ZOY S1e estimmte Folgen nach sıch: Der Ausgetretene Wl nach Ablauf e1ıner
estimmten Frist VOo.  - allen Lasten befreıt, die als bürgerliche Wiırkungen ALUS der Zuge-
hörigkeıt ZUF Kırche folgten; den Religionsunterricht usSsien die Kınder allerdings
weıter besuchen, weıl elıne kontessionslose Bildung nıcht vorgesehen war (25) Gegen
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grafi en und, sich auf jedem Seitenrand von oben nach unten verlaufend, von passenden 
und zum weiteren Nachdenken einladenden Zitaten aus der Bibel und aus der geistlichen 
Tradition der Kirche umgeben ist. So liegt mit „Youcat“ ein insgesamt sehr lebendig ge-
staltetes Buch vor. Sein Themenspektrum ist weit gespannt. Die großen Themen der 
christlichen Glaubenslehre nehmen einen breiten Platz ein. Das liturgische und diakoni-
sche Leben der Kirche kommt zur Sprache. Das Leben des Christen in Beruf und Familie, 
in der modernen Welt und im persönlichen Bereich wird ausführlich und konkret behan-
delt. Die Formen und die Inhalte des christlichen Betens werden nahegebracht. 

Vermutlich wird im Blick auf „Youcat“ von manch einem die Frage gestellt, ob dieser 
Jugendkatechismus tatsächlich auf das Interesse stoßen kann und stoßen wird, das 
kirchlicherseits bei den Jugendlichen unserer Zeit erwartet wird. Wer diese Frage nur 
mit Zögern bejaht, ist vermutlich nicht im Unrecht; denn er weiß, wie schwierig es heute 
ist, den christlichen Glauben in seiner ganzen Breite und Tiefe an die nächste Genera-
tion weiterzugeben. Die damit gegebenen Hürden lassen sich auch mit dem Jugendka-
techismus nicht einfach überspringen. Doch darf hier ja nichts unversucht bleiben. Und 
so hat auch „Youcat“ seine Bedeutung als ein Instrument des kirchlichen Zugehens auf 
die jungen Menschen. Dass dieser Katechismus es seinen Adressaten in seinem inhaltli-
chen Anspruch nicht dadurch einfach machen will, dass er die Lehre der Kirche und das 
Leben der Christen in einer nur angepassten und so verharmlosenden Weise nahebringt, 
ist in jeder Weise zu respektieren. So kann man nur hoffen, dass „Youcat“ auf das Inter-
esse stößt, das er verdient. Dabei ist auch an die Erwachsenen zu denken, die sich den 
jungen Menschen zuwenden, aber natürlich erst recht an die Jugendlichen, denen das 
Buch ja letztlich Hilfestellung bieten möchte. Von daher ist es nur zu respektieren, dass 
ihm eine durchgehend kirchennahe Perspektive eigen ist. W. Löser S. J.

Der Kirchenaustritt im staatlichen und kirchlichen Recht. Herausgegeben 
von Elmar Güthoff / Stephan Haering / Helmuth Pree (Quaes tiones disputatae; 243). 
Freiburg i. Br.: Herder 2011. 179 S., ISBN 978-3-451-02243-2. 

Im Jahr 2010 traten 181.193 Katholiken aus ihrer Kirche aus. Das bringt es mit sich, dass 
Kirchenzugehörigkeit und Kirchensteuer höchst aktuelle Themen sind – bis weit in die 
Tagesthemen hinein. Freilich bewegt sich die Diskussion nicht immer auf höchster Ebene; 
vielmehr fehlt es den Debatten oft an Sachkenntnis. Es war deshalb eine glückliche Idee, 
dass das Klaus-Mörsdorf-Studium für Kanonistik am 11. und 12. Mai 2010 in München 
ein interdisziplinäres Symposion veranstaltete mit dem Thema „Der Kirchenaustritt im 
kirchlichen und staatlichen Recht“. Der vorliegende Bd., der die entsprechenden Vorträge 
sammelt, enthält sieben Beiträge, die nun ganz kurz vorgestellt werden sollen. 

Das erste Referat stammt von Stephan Haering (Kirchen zugehörigkeit und Kirchen-
steuer in Deutschland in ihrer ge schichtlichen Entwicklung; 21–41). Kirchenaustritt ist ein 
modernes Phänomen. Für das Mittelalter (mit seinem geschlosse nen „orbis christianus“ 
des christlichen Abendlandes) und auch noch für die frühe Neuzeit bildeten die Gesell-
schaft und die kirch liche Gemeinschaft eine Einheit. Es war nicht möglich, sich von der 
Kirche zu trennen, ohne nicht zugleich aus der menschlichen Gesellschaft herauszufallen. 

Erst der Kulturkampf brachte schließlich eine tief grei fende Änderung der rechtli-
chen Verhältnisse bezüglich des Kir chenaustritts. 1873 wurde in Preußen ein eigenes 
Kirchenaus trittsgesetz erlassen. Folgendes (für den Austrittswilligen sehr peinliche) 
Verfahren wurde darin festgelegt: „Der Aus trittswillige musste seinen Entschluss per-
sönlich vor dem Orts richter erklären; dieser verständigte von der Erklärung den zustän-
digen Geistlichen. Vier bis sechs Wochen später war die Erklärung des Austritts vor 
dem Ortsrichter nochmals zu wiederholen, um rechtswirksam zu werden. In der Zwi-
schenzeit hatte der Seelsorger die Möglichkeit, auf den zum Austritt aus der Kirche 
gewillten Christen einzuwirken und ihn eventuell zur Änderung seines Entschlusses zu 
bewegen. Blieben diese Bemühungen ohne Erfolg und wurde die Erklärung schließlich 
wirksam, zog sie bestimmte Folgen nach sich: Der Ausgetretene war nach Ablauf einer 
bestimmten Frist von allen Lasten be freit, die als bürgerliche Wirkungen aus der Zuge-
hörigkeit zur Kirche folgten; den Religionsunterricht mussten die Kinder allerdings 
weiter besuchen, weil eine konfessionslose Bildung nicht vorgesehen war“ (25). Gegen 
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nde des Jhdts Wl die Möglichkeıit des Kirchenaustritts hne Wechsel eıner
anderen Konfession 1mM Gebiet des Deutschen Reiches überall vegeben.

Dıie Kirchensteuer 1n der U115 veläufigen Form 1St. eın Produkt erST des Jhdts Mıt
dem Reichsdeputationshauptschluss Vo 15803 hatte der Staat 1n weıtem Umfang kırch-
lıches Vermogen sıch RCZOHCIL. Dadurch ergab siıch aut staatlıcher Selte die Verpflich-
L(ung, die Kirche mıiıt Zuschüssen unterstutzen. Solche Staatsleistungen werden bıs
heute erbracht. Zudem erwuchs mıiıt der Anerkennung der kırchlichen Gemeinden als
KOrp erschatten elıne wichtige Voraussetzung dafür, A4SSs diese Gemeinden eıyene Umla-
I1 rheben konnten. Dıie vesetzliche Regelung Zur Erhebung VO Kirchensteuern
wurde 1872/ 1n Lıippe erlassen: die letzte 1n Bayern 19058 bzw. 19172

An der Möglıichkeıit der Kırchensteuer hıelt das republıkanısche Deutsche Reich fest
und vab diesem Instıtut 1n der Verfassung celhst eın Fundament. Dıie WRV legt 1n
Art. 15/ Abs fest: „Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des Öffentlı-
chen Rechtes sınd, sınd berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Ma{s-
vabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern erheben.“ Art. 140 des Bonner
Grundgesetzes VOo. Maı 1949 hat diese Bestimmung (zusammen mıiıt anderen Kır-
chenartıkeln der WRV) übernommen.

In eınem 7zweıten Referat veht Wolfgang Rüfner (Kırchenzugehörigkeıt und VOozx! dem
Staat vollzogener Kirchenaustriutt: Staatskirchenrechtliche Aspekte; — der Frage
nach, ob veben könne W1e eınen „qualifizierten“ Kirchenaustritt, eınen
Kirchenaustritt AUS der reın weltlichen Körperschaft des Ööffentlichen Rechts, welche
Kirchensteuern erhebt, be1 gleichzeitigem Verbleiben 1n der kırchlichen lau-
bensgemeıinschatt. och zunächst der Reihe nach: Der Kırchenaustritt 1St. 1n Deutsch-
and Je nach Landesrecht VOozx! dem Amtsgericht der dem Standesamt erklären. Nur
1n Bremen sind die Kirchen celbst zuständig. Das katholische Kirchenrecht kennt 11U.

4Ab keinen Kirchenaustritt, sondern 1LL1UI Glaubensabfall, Schisma und Häresıe, welche
die Exkommunikatıion als Tatstrate nach siıch zıiehen (can. 1564 GIC) uch die SO
Exkommunikation eendet dıe Zugehörigkeıit Zur Kıirche nıcht: S1e lässt als Beugestrafe
LLUI wichtige Rechte ruhen, hıs der Delinquent umkehrt und siıch bessert. Diese Diskre-
Pallz zwıschen dem weltliıchen Recht, das eınen Kirchenaustritt ermöglıcht und dem
kanonıischen Recht, das ıhn nıcht kennt, 1St 11U. eın Problem, das celbst dıe Kirchen-
rechtler (auch den Vatıkan und den Papst? Vgl 5 4 38) verwirrt. Dıie Meınungen
darüber, ob jeder Kirchenaustritt, W1e die Deutsche Bischofskonterenz meınt, als
Schıisma betrachten 1St, der ob das für den Austrıitt AUS reın steuerlichen Gründen
nıcht oilt, siınd geteilt. „Inzwischen scheint den Kanonisten eher überwiegende
Auffassung se1N, A4SSs der Austrıitt ALUS steuerlichen Gründen keıin schıismatıischer
Akt Sse1 (50) Rüfner celbst 1St dezıidiert anderer Meınung. „Wenn nıcht möglıch 1St,
den Kirchenaustritt, uch den Kirchenaustritt ALUS reın steuerlichen Gründen, hınrel1-
chend kırchlich sanktioni.eren, kann die Kirchensteuer aut die Dauer nıcht mehr
bestehen“ (58)

xel Freiherr OFFE Campenhausen betont 1n seınem Reterat (Kırchenzugehörigkeıt,
Kirchenaustritt und Kıirchensteuer; — A4SSs W beı der hıer behandelnden Mate-
rıe) kaurn Unstimmigkeiten zwıschen der katholischen und der protestantischen Kırche
xbt. „ 50 weIıt WI1r VO 1e] e1nes ökumenı1ischen Einvernehmens uch noch entternt sınd,
die einschlägigen KonzilstexteBUCHBESPRECHUNGEN  Ende des 19. Jhdts. war die Möglichkeit des Kirchenaustritts ohne Wechsel zu einer  anderen Konfession im Gebiet des Deutschen Reiches überall gegeben.  Die Kirchensteuer in der uns geläufigen Form ist ein Produkt erst des 19. Jhdts. Mit  dem Reichsdeputationshauptschluss von 1803 hatte der Staat in weitem Umfang kirch-  liches Vermögen an sich gezogen. Dadurch ergab sich auf staatlicher Seite die Verpflich-  tung, die Kirche mit Zuschüssen zu unterstützen. Solche Staatsleistungen werden bis  heute erbracht. Zudem erwuchs mit der Anerkennung der kirchlichen Gemeinden als  Körperschaften eine wichtige Voraussetzung dafür, dass diese Gemeinden eigene Umla-  gen erheben konnten. Die erste gesetzliche Regelung zur Erhebung von Kirchensteuern  wurde 1827 in Lippe erlassen; die letzte in Bayern 1908 bzw. 1912.  An der Möglichkeit der Kirchensteuer hielt das republikanische Deutsche Reich fest  und gab diesem Institut sogar in der Verfassung selbst ein Fundament. Die WRV legt in  Art. 137 Abs. 6 fest: „Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentli-  chen Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maß-  gabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.“ Art. 140 des Bonner  Grundgesetzes vom 23. Mai 1949 hat diese Bestimmung (zusammen mit anderen Kir-  chenartikeln der WRV) übernommen.  In einem zweiten Referat geht Wolfgang Rüfner (Kirchenzugehörigkeit und vor dem  Staat vollzogener Kirchenaustritt: Staatskirchenrechtliche Aspekte; 42-58) der Frage  nach, ob es so etwas geben könne wie einen „qualifizierten“ Kirchenaustritt, d.h. einen  Kirchenaustritt aus der rein weltlichen Körperschaft des öffentlichen Rechts, welche  Kirchensteuern erhebt, bei gleichzeitigem Verbleiben in der kirchlichen Glau-  bensgemeinschaft. Doch zunächst der Reihe nach: Der Kirchenaustritt ist iın Deutsch-  land je nach Landesrecht vor dem Amtsgericht oder dem Standesamt zu erklären. Nur  in Bremen sind die Kirchen selbst zuständig. Das katholische Kirchenrecht kennt nun  aber keinen Kirchenaustritt, sondern nur Glaubensabfall, Schisma und Häresie, welche  die Exkommunikation als Tatstrafe nach sich ziehen (can. 1364 CIC). Auch die sog.  Exkommunikation beendet die Zugehörigkeit zur Kirche nicht; sie lässt als Beugestrafe  nur wichtige Rechte ruhen, bis der Delinquent umkehrt und sich bessert. Diese Diskre-  panz zwischen dem weltlichen Recht, das einen Kirchenaustritt ermöglicht und dem  kanonischen Recht, das ihn nicht kennt, ist nun ein Problem, das selbst die Kirchen-  rechtler (auch den Vatikan und den Papst? Vgl. 50, A. 38) verwirrt. Die Meinungen  darüber, ob jeder Kirchenaustritt, wie die Deutsche Bischofskonferenz meint, als  Schisma zu betrachten ist, oder ob das für den Austritt aus rein steuerlichen Gründen  nicht gilt, sind geteilt. „Inzwischen scheint unter den Kanonisten eher überwiegende  Auffassung zu sein, dass der Austritt aus steuerlichen Gründen kein schismatischer  Akt sei“ (50). Rüfner selbst ist dezidiert anderer Meinung. „Wenn es nicht möglich ist,  den Kirchenaustritt, auch den Kirchenaustritt aus rein steuerlichen Gründen, hinrei-  chend kirchlich zu sanktionieren, kann die Kirchensteuer auf die Dauer nicht mehr  bestehen“ (58).  Axel Freiherr von Campenhausen betont in seinem Referat (Kirchenzugehörigkeit,  Kirchenaustritt und Kirchensteuer; 59-74), dass es (bei der hier zu behandelnden Mate-  rie) kaum Unstimmigkeiten zwischen der katholischen und der protestantischen Kirche  gibt. „So weit wir vom Ziel eines ökumenischen Einvernehmens auch noch entfernt sind,  die einschlägigen Konzilstexte ... zeigen aber, welche Bewegung alle Kirchen inzwischen  durchgemacht haben. Man kann das nur mit Dankbarkeit konstatieren“: 73). In den  christlichen Kirchen stimmen die gliedschaftsrechtlichen Regelungen, soweit der Eintritt  in Frage steht, in einem wesentlichen Punkt überein: Die Zugehörigkeit zur Kirche wird  durch die Taufe begründet. Dies muss durch den Staat nicht eigens geregelt werden.  Anders beim Verlust der Mitgliedschaft. Diesen Verlust regelt der staatliche Gesetzgeber  durch seine Kirchenaustrittsgesetze. Diese Gesetze sind aus zwei Gründen notwendig.  Zum einen muss der Staat dem Bürger das Recht garantieren, keinen Glauben zu beken-  nen und die Kirche zu verlassen. Zum anderen befreit die staatliche Rechtsordnung von  den öffentlich-rechtlichen Folgen der Kirchenmitgliedschaft. Von ihnen sind die Besteu-  erungsrechte der Kirchenangehörigen (für unseren Zusammenhang) die wichtigsten.  „Das staatliche Kirchenaustrittsrecht regelt lediglich die Frage, ob ein Staatsbürger im  weltlichen Rechtsbereich als Glied einer bestimmten Religionsgemeinschaft zu betrach-  154zeıgen aber, welche Bewegung alle Kirchen iınzwischen
durchgemacht haben. Man kann das 1L1UI mıiıt Dankbarkeit konstatieren“ /3) In den
christlichen Kirchen stimmen die oliedschaftsrechtlichen Regelungen, SOWEeIlt der Eıintritt
1n Frage steht, 1n eınem wesentlichen Punkt übereın: Dıie Zugehörigkeit ZUF Kırche wırd
durch die Taufe begründet. Dıies 111055 durch den Staat nıcht eıyens veregelt werden.
Anders eı1m Verlust der Miıtgliedschaft. Diesen Verlust regelt der cstaatlıche Gesetzgeber
durch cse1ıne Kırchenaustrittsgesetze. Diese esetze sind ALUS We1 Grüunden notwendıig.
Zum eınen 111055 der Staat dem Burger das Recht varantıeren, keinen Glauben beken-
11CI1 und die Kırche verlassen. Zum anderen befreıt die staatlıche Rechtsordnung VOo.  -

den Öffentlich-rechtlichen Folgen der Kırchenmitgliedschaft. Von ıhnen sind die Besteu-
erungsrechte der Kirchenangehörigen (für ULLSCI CI Zusammenhang) die wichtigsten.
„Das cstaatlıche Kirchenaustrittsrecht regelt lediglich dıe Frage, ob eın Staatsbürger 1mM
weltlichen Rechtsbereich als Glied e1ner estiımmten Religionsgemeinschaft betrach-

154

Buchbesprechungen

154

Ende des 19. Jhdts. war die Möglichkeit des Kirchenaustritts ohne Wechsel zu einer 
anderen Konfession im Gebiet des Deutschen Reiches überall gegeben. 

Die Kirchensteuer in der uns geläufi gen Form ist ein Pro dukt erst des 19. Jhdts. Mit 
dem Reichsdeputationshauptschluss von 1803 hatte der Staat in weitem Umfang kirch-
liches Vermögen an sich gezogen. Dadurch ergab sich auf staatlicher Seite die Verpfl ich-
tung, die Kirche mit Zuschüssen zu unterstützen. Sol che Staatsleistungen werden bis 
heute erbracht. Zudem erwuchs mit der Anerkennung der kirchlichen Gemeinden als 
Körper schaften eine wichtige Voraussetzung dafür, dass diese Gemein den eigene Umla-
gen erheben konnten. Die erste gesetzliche Re gelung zur Erhebung von Kirchensteuern 
wurde 1827 in Lippe erlassen; die letzte in Bayern 1908 bzw. 1912. 

An der Möglichkeit der Kirchensteuer hielt das republika nische Deutsche Reich fest 
und gab diesem Institut sogar in der Verfassung selbst ein Fundament. Die WRV legt in 
Art. 137 Abs. 6 fest: „Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaf ten des öffentli-
chen Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maß-
gabe der landesrecht lichen Bestimmungen Steuern zu erheben.“ Art. 140 des Bonner 
Grundgesetzes vom 23. Mai 1949 hat diese Bestimmung (zusammen mit anderen Kir-
chenartikeln der WRV) übernommen. 

In einem zweiten Referat geht Wolfgang Rüfner (Kirchen zugehörigkeit und vor dem 
Staat vollzogener Kirchenaustritt: Staatskirchenrechtliche Aspekte; 42–58) der Frage 
nach, ob es so etwas geben könne wie einen „qualifi zierten“ Kirchenaus tritt, d. h. einen 
Kirchenaustritt aus der rein weltlichen Kör perschaft des öffentlichen Rechts, welche 
Kirchensteuern er hebt, bei gleich zeitigem Verbleiben in der kirchlichen Glau-
bensgemeinschaft. Doch zunächst der Reihe nach: Der Kirchen austritt ist in Deutsch-
land je nach Landesrecht vor dem Amts gericht oder dem Standesamt zu erklären. Nur 
in Bremen sind die Kirchen selbst zuständig. Das katholische Kirchenrecht kennt nun 
aber keinen Kirchenaustritt, sondern nur Glaubens abfall, Schis ma und Häresie, welche 
die Exkommunikation als Tatstrafe nach sich ziehen (can. 1364 CIC). Auch die sog. 
Ex kommunikation been det die Zugehörigkeit zur Kirche nich t; sie lässt als Beugestrafe 
nur wichtige Rechte ruhen, bis der Delin quent umkehrt und sich bessert. Diese Diskre-
panz zwischen dem weltlichen Recht, das einen Kirchenaustritt ermöglicht und dem 
kanonischen Rech t, das ihn nicht kennt, ist nun ein Problem, das selbst die Kirchen-
rechtler (auch den Vatikan und den Paps t? Vgl. 50, A. 38) verwirrt. Die Meinungen 
darüber, ob jeder Kirchenaustritt, wie die Deutsche Bischofskonferenz meint, als 
Schisma zu betrachten ist, oder ob das für den Aus tritt aus rein steuerlichen Gründen 
nicht gilt, sind geteilt. „Inzwischen scheint unter den Kanonisten eher überwiegende 
Auffassung zu sein, dass der Austritt aus steuerlichen Gründen kein schismatischer 
Akt sei“ (50). Rüfner selbst ist dezidiert anderer Meinung. „Wenn es nicht möglich ist, 
den Kirchenaus tritt, auch den Kirchenaustritt aus rein steuerlichen Gründen, hinrei-
chend kirchlich zu sanktionieren, kann die Kirchensteuer auf die Dauer nicht mehr 
bestehen“ (58). 

Axel Freiherr von Campenhausen betont in seinem Referat (Kirchenzugehörigkeit, 
Kirchenaustritt und Kirchensteuer; 59–74), dass es (bei der hier zu behandelnden Mate-
rie) kaum Un stimmigkeiten zwischen der katholischen und der protestanti schen Kirche 
gibt. „So weit wir vom Ziel eines ökumenischen Einvernehmens auch noch entfernt sind, 
die einschlägigen Kon zilstexte … zeigen aber, welche Bewegung alle Kirchen inzwi schen 
durchgemacht haben. Man kann das nur mit Dankbarkeit konstatieren“: 73). In den 
christlichen Kirchen stimmen die gliedschaftsrechtlichen Regelungen, soweit der Eintritt 
in Frage steht, in einem wesentlichen Punkt überein: Die Zugehö rigkeit zur Kirche wird 
durch die Taufe begründet. Dies muss durch den Staat nicht eigens geregelt werden. 
Anders beim Ver lust der Mitgliedschaft. Diesen Verlust regelt der staatliche Gesetzgeber 
durch seine Kirchenaustrittsgesetze. Diese Gesetze sind aus zwei Gründen notwendig. 
Zum einen muss der Staat dem Bürger das Recht garantieren, keinen Glauben zu beken-
nen und die Kirche zu verlassen. Zum anderen befreit die staatliche Rechtsordnung von 
den öffentlich-rechtlichen Folgen der Kir chenmitgliedschaft. Von ihnen sind die Besteu-
erungsrechte der Kirchenangehörigen (für unseren Zusammenhang) die wichtigsten. 
„Das staatliche Kirchenaustrittsrecht regelt lediglich die Frage, ob ein Staatsbürger im 
weltlichen Rechtsbereich als Glied einer bestimmten Religionsgemeinschaft zu betrach-
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ten 1ST. Ob durch den Kirchenaustritt das Band der Taute velöst wırd 1ST für den Staat
hne Interesse, da colchen Fragen gänzlıch iınkompetent ı1St(69)

Noch C1I1LC letzte Frage: W ıe 1ST W eı1m ÜÜ bertritt VO Konfession Zur anderen?
Dıie römiısch-katholische Kırche csteht colchen Übertrittsregelungen zurückhaltend A
venüber. Fur die evangelıschen Kirchen ı1ST das Interesse csolchen UÜbertrittsbe-
ober offenkundig. „Die Entwicklung der ökumeniıischen Beziehungen lässt
nıcht mehr ALLSZCINESSCIL erscheinen, dem Übertrittswilligen zunächst C1I1LC Kirchenaus-
trıttserklärung abzutordern. Dıie Überzeugung, A4SSs C111 UÜbertritt MI1 Öffentlich-recht-
liıcher Wırkung uch hne Austritt, 1L1UI aut Grund zwıischenkirchlicher Vereinbarung
erfolgen könne, beginnt sıch durchzusetzen“ (72)

Der Beıtrag VOo.  - Gerhard Ludwig Müller (Kırchenzugehörigkeıt und Kirchenaustritt
ALUS dogmatischer Perspektive; I7 89) die dogmatischen Grundlagen der Kır-
chengliedschaft und die Folgen der TIrennung VOo.  - der Kırche ALUS theologischer Sıcht
Denn dıe kiırchenrechtliche Regelung der Kırchengliedschaft ruht aut theologischen
Fundamenten und csteht IL: Zusammenhang MI1 dem Verständnıs VOo.  - Kirche
Deren siıchtbare und unsıichtbare, deren menschliche und vöttliche Dimensicon bılden
C1I1LC CINZIEC, untrennbare und komplexe Wirklichkeit vgl Die Kırchenglied-
cchaft 1ST der Taute erundgelegt die allerdings erst annn ZUF „plena (mıiıt
der Kırche) wırd WCCI1I1 das dreitache Band des Glaubens, der Sakramente und der hıe-
rarchischen Leıtung ZUF Taufe hınzukommt „Linen Kirchenaustritt wörtlichen
1nnn kann aufgrund des csakramentenrechtlichen Äx10oms semel chrıistianus SEMDET
christianus nıcht veben Er 1ST theologıisch nıcht möglıch Wer einmal vetauft wurde, 1ST
unwıderruflich Gilied der Kıirche Christı und vehört ıhr der Verwirklichung der

blena der HO  x blena (87)
Um den Abtall Vo der Kirche bzw den Kirchenaustritt kanonistisch adäquat C 1i-

fassen 111U55 der Kanoniıst VOo. Verständnıs der „plena Sinne VOo.  -

ausgehen Im Anschluss den 4 3 (can 205) und den CEO (can 8 9 welche
die Voraussetzung „Spırıtum Chrnst]1 habentes als der wesent-
lıchen Elemente der „plena nıcht erwähnen hat sıch der Kanonistik dıe
Auffassung durchgesetzt handle sıch dab C 1 C111 theologisches, nıcht ber kırchen-
rechtlich relevantes Tatbestandsmerkmal der Kırchengliedschaft Ihiese Lehre wırd VOo.  -

FYANcescO Coccopalmerio korrigiert (Die kırchliche Was das Konzıil Sagl und
worüber die Codices schweigen G{ 123) Coccopalmer10 wurde 15 Februar 2007
durch Papst Benedikt X V{ ZU Präsıdenten des Päpstlichen Rates für dıe (jesetzes-

beruten Fın Jahr (am 13 Marz hatte dieser Päpstliche Rat C111 oku-
ment MIi1C dem Titel „Rundschreiben die Bischofskonferenzen publiziert „ IS han-
delt sıch taktısch C1I1LC Erklärung, MI1 der das römische Dikasterium beabsıichtigte,
die Identität bzw die Natur des Aktes der Detektion VO der katholischen Kirche
PFaz1IsSıcreli und AMAFT besonders Hınblick aut die Apostasıe, e ILAUCI aut I1
Akt MI1 dem C1I1LC Person noch bevor y1C Akt der aresıie der des Schismas

allgemeıiner \Welse aut die Zugehörigkeıit ZuUuUrFr Kirche verzichtet“ 120) IDheser Rechts-
uffassung wiıdersprach der Ständige Rat der Deutschen Bischotskonterenz Ap-
ıl 7006 ındem erklärte „Der Kirchenaustritt 1ST der Öffentlich erklärte und amtlıch
ekundete Abtall VO der Kirche und ertüllt den Tatbestand des Schıismas 1nnn des
(l  H 751 CGIE Wer ALUS welchen Gründen uch den AÄustrıitt ALUS der katho-
ıschen Kirche erklärt zıeht siıch dıe Tatstrafe der Exkommunikation CC (Vel (714t-
hoff. Kirchenstratfrechtliche Aspekte des VOozxI dem Staat vollzogenen Kirchenaustritts;
174 144 hıer 172/ Nun stehen siıch Iso dıe Erklärung ALUS Rom VO 13 Marz 7006
und die Erklärung der Deutschen Bischotskonferenz Vo April 7006 diametral A
venüber Niıemand weılß WIC der VOozr! dem Amtsgericht der dem Standesamt erklärte
Kirchenaustritt bewerten 1ST

Der relıg10NssOZ10logische Beıtrag Vo Andreas Feige (Institutionell Organısıerte Re-
l1g10NsSpraxX1s und relig1Ööse Autonomieansprüche der Indiyiduen Über soz10kulturelle
Bestimmungsgründe für Kırchenmitgliedschaft und Kirchenaustritt Eıne sozi0logische
Analyse; 14 / 178) W Al nıcht als Vortrag Rahmen des 5Sympos10ns vorgesehen DiIe
Herausgeber des vorliegenden Buches hıelten jedoch die Berücksichtigung uch dieser
Persp ektive für wesentlich und haben eshalb den Beıtrag hıer abdrucken lassen
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ten ist. Ob durch den Kirchenaustritt das Band der Taufe gelöst wird, ist für den Staat 
ohne Interesse, da er in solchen Fra gen gänzlich inkompetent ist“ (69). 

Noch eine letzte Frage: Wie ist es beim Übertritt von einer Konfession zur anderen? 
Die römisch-katholische Kirche steht solchen Übertrittsregelungen zurückhaltend ge-
genüber. Für die evangelischen Kirchen ist das Interesse an einer sol chen Übertrittsbe-
stimmung aber offenkundig. „Die Entwicklung der ökumenischen Beziehungen lässt es 
nicht mehr angemessen erscheinen, dem Übertrittswilligen zunächst eine Kirchenaus-
trittserklärung abzufordern. Die Überzeugung, dass ein Über tritt mit öffentlich-recht-
licher Wirkung auch ohne Austritt, nur auf Grund zwischenkirchlicher Vereinbarung 
erfolgen könne, beginnt sich durchzusetzen“ (72). 

Der Beitrag von Gerhard Ludwig Müller (Kirchenzugehörig keit und Kirchenaustritt 
aus dogmatischer Perspektive; 77–89) erörtert die dogmatischen Grundlagen der Kir-
chengliedschaft und die Folgen der Trennung von der Kirche aus theologischer Sicht. 
Denn die kirchenrechtliche Regelung der Kirchenglied schaft ruht auf theologischen 
Fundamenten und steht in engem Zusammenhang mit dem Verständnis von Kirche. 
Deren sichtbare und unsichtbare, deren menschliche und göttliche Dimension bilden 
eine einzige, untrennbare und komplexe Wirklichkeit (vgl. LG 8). Die Kirchenglied-
schaft ist in der Taufe grundge legt, die allerdings erst dann zur „plena communio“ (mit 
der Kirche) wird, wenn das dreifache Band des Glaubens, der Sakra mente und der hie-
rarchischen Leitung zur Taufe hinzukommt. „Einen ‚Kirchenaustritt‘ im wörtlichen 
Sinn kann es aufgrund des sakramentenrechtlichen Axioms semel christianus semper 
christianus nicht geben. Er ist theologisch nicht mög lich. Wer einmal getauft wurde, ist 
unwiderrufl ich Glied der Kirche Chris ti und gehört ihr in der Verwirklichung der 
commu nio plena oder communio non plena an“ (87). 

Um den Abfall von der Kirche bzw. den Kirchenaustritt kanonistisch adäquat zu er-
fassen, muss der Kanonist vom Ver ständnis der „plena communio“ im Sinne von LG 
ausgehen. Im Anschluss an den CIC/1983 (can. 205) und den CCEO (can. 8), welche 
die in LG 14 genannte Voraussetzung „Spiritum Christi habentes“ als eines der wesent-
lichen Elemente der „plena com munio“ nicht erwähnen, hat sich in der Kanonistik die 
Auffas sung durchgesetzt, es handle sich dabei um ein theologisches, nicht aber kirchen-
rechtlich relevantes Tatbestandsmerkmal der Kirchengliedschaft. Diese Lehre wird von 
Francesco Coccopalme rio korrigiert (Die kirchliche communio. Was das Konzil sagt und 
worüber die Codices schweigen; 90–123). Coccopalmerio wur de am 15. Februar 2007 
durch Papst Benedikt XVI. zum Präsiden ten des Päpstlichen Rates für die Gesetzes-
texte berufen. Ein Jahr zuvor (am 13. März 2006) hatte dieser Päpstliche Rat ein Doku-
ment mit dem Titel „Rundschreiben an die Bischofskonferen zen“ publiziert. „Es han-
delt sich faktisch um eine Erklärung, mit der das römische Dikasterium beabsichtigte, 
die Identität bzw. die Natur des Aktes der Defektion von der katholischen Kirche zu 
präzisieren, und zwar besonders im Hinblick auf die Apostasie, d. h. genauer auf jenen 
Akt, mit dem eine Person, noch bevor sie einen Akt der Häresie oder des Schismas setzt, 
in allgemeiner Weise auf die Zugehörigkeit zur Kirche verzich tet“ (120). Dieser Rechts-
auffassung widersprach der Ständige Rat der Deutschen Bischofskonferenz am 24. Ap-
ril 2006, indem er erklärte: „Der Kirchenaustritt ist der öffentlich erklärte und amtlich 
bekundete Abfall von der Kirche und erfüllt den Tatbestand des Schismas im Sinn des 
can. 751 CIC … Wer – aus welchen Gründen auch immer – den Austritt aus der katho-
lischen Kirche erklärt, zieht sich die Tatstrafe der Exkommunikation zu.“ (Vgl. E. Güt-
hoff, Kirchenstrafrechtliche Aspekte des vor dem Staat vollzogenen Kirchenaustritts; 
124–144, hier: 127.) Nun stehen sich also die Erklärung aus Rom vom 13. März 2006 
und die Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz vom 24. April 2006 diametral ge-
genüber. Niemand weiß, wie der vor dem Amtsgericht oder dem Standesamt erklärte 
Kirchenaustritt zu bewerten ist. 

Der religionssoziologische Beitrag von Andreas Feige (In stitutionell organisierte Re-
ligionspraxis und religiöse Auto nomieansprüche der Individuen. Über soziokulturelle 
Bestim mungsgründe für Kirchenmitgliedschaft und Kirchenaustritt. Eine soziologische 
Analyse; 147–178) war nicht als Vortrag im Rahmen des Symposions vorgesehen. Die 
Herausgeber des vorlie genden Buches hielten jedoch die Berücksichtigung auch dieser 
Perspektive für wesentlich und haben deshalb den Beitrag hier abdrucken lassen. 



BU ‚AHBESPREOHUNGEN

Ic habe das vorliegende Buch mıiıt yroßem Interesse Ja veradezu mıiıt Spannung) -
lesen. Das lıegt ohl VOozr! allem dem hohen Nıveau, aut dem dıe utoren das Thema
behandeln. Zunehmen: wuchs eım Rez allerdings uch dıe Sorge, A4SSs die hıer aufge-
wortenen Fragen noch längst nıcht velöst Ssind. Der Kirchenaustritt 1n Deutschland
wırd U115 sicher noch lange beschäftigen. Obendreın 1St. 1es nıcht LLUI elıne theoretische
bzw. akademıische Frage, sondern veht die Kirchensteuer, dıe bısher die materielle
Grundlage für die Arbeıt der Kırche 1n Deutschland bıldet. Ob siıch die SS „höhere
Instanz“ 1n Rom vgl /2) bewusst 1St, A4SSs S1e das deutsche 5System der Kırchenftinanzıe-
PULLS untergräbt? SEBOTT

SANDER, OHANNES, Geschichte des Jesuitenkollegs IN Paderborn —7  r herausge-
veben und ub RersSseizlt VO Gerhard Ludwig Kneifster, mıiıt Anmerkungen versehen VOo.  -

Friedrich Gerhard Hohmann (Studien und Quellen Zur Westftälischen Geschichte;
64) Paderborn: Boniftfatius 2011 1173 S’ ISBN 4/8-3-59/10-47/5-4

Im Jahr 15580 übernahm eın Jesuit die Paderborner Dompredigerstelle. Fünf Jahre spater
wurden zweı Jesuıten Lehrer (3ymnasıum Salentinianum. Gleichzeitig wurde dieses
(3ymnasıum VO den Jesuiten iınsgesamt übernommen. Ö1e errichteten wen1ge Jahre Spa-
ter eın Kolleggebäude, das das (3ymnasıum Theodoranum aAuiInehmen collte. Und
1614 wurde durch die Paderb Jesuiten die Universität, die Academıa Theodoriana,
vegründet. In diesen Einrichtungen und 1n ıhrem Umfteld die Jesulten 1n ansehn-
lıcher ahl tätıg. Aus der Niähe VO Paderborn STAamMmmLEe Johannes Sander, der 1596 vebo-
1CIL wurde und 16/4 ctarb. Er besuchte das Paderborner Jesuitengymnasıum und Lrat
annn 1n den Orden e11M. Nach seınen Ordensstudien W Al verschıiedenen (JIrten tätıg,
dabe] mehrtach uch 1n Paderborn. Von 1655 bıs 1661 wıdmete siıch Johannes Sander der
Abfassung der „Hıstoria Colleg1 5 ] Paderbornensis“ Er yliederte S1e 1n Jahresbe-
richte beginnend mıiıt dem Jahr 15580 und endend mıiıt dem Jahr 1659 Eıne se1lner Haupt-
quellen die 1n den Kommunıitäten der Gesellschaft Jesu und Iso uch 1n der DPa-
derborner Kommunıität Jahr für Jahr abgefassten Hausgeschichten die „historiae
domus“ Darüber hınaus bediente siıch uch anderer Quellen, der Berichte, die
1n mundlicher der schrıiftlicher Form VOo.  - verschıiedenen Personen rhielt, und uch
eiıgener Beobachtungen. Johannes Sander hat cSe1n Werk 1n lateinıscher Sprache abgefasst
und 1n We1 yroßen Tellen vorgelegt. Der e1l umfasst die Darstellung der (je-
schichte der Jahre 1580 hıs 1621, der 7zweıte e1l veht aut die Jahre 16727 bıs 1659 zurück.

Was Johannes Sander festgehalten und miıtgeteıilt hat, bietet eın lebendiges, wiıirklich-
keitsnahes Bıld des Lebens und Wirkens der Jesuiten 1 damalıgen Paderborn. Das AaPO-
cstolısche Wirken vieler Jesulten, ıhr Leben mıiıt allen Höhe- und Tiefpunkten, wırd C 1i

kennbar. Das Auf und Ab 1n den Beziehungen den Paderborner Bischöten und
Dombherren und SsOmıt die Einfügung der jesultischen Aktıiviıtäten 1n die Strukturen des
Bıstums werden wıirklichkeitsnah dargestellt. Eın durchgehendes Thema sind die Be-
ESILULILSCIL und uch Auseinandersetzungen mıiıt den Lutheranern, die sıch bald nach
der Reformatıiıon 1n Paderb ()I1Il ausgebreıitet hatten.

Der Bericht Johannes Sanders 1St. 1 vorliegenden aut das sorgfältigste prasen-
tlert. Jeweıls die lınke Selte bietet den lateinıschen Ursprungstext, die vegenüberlıe-
vende rechte Selte cse1ne Übersetzung 1NSs Deutsche. Der wahrlich lange Bericht ber die
Geschichte des Paderborner Jesuitenkollegs 1St. umgeben VO einleitenden Texten und
iınformatıven Anhängen.

Wer siıch mıiıt diesem Buch befasst, trıfft auf elıne konkrete, AUS der Nähe beobachtete
und 1n vielen lebendigen Detauils festgehaltene Darstellung e1nes Stucks trühneuzeitlı-
cher Stadt-, Kirchen- und Ordensgeschichte. Der Verlag hat das umfangreiche Buch 1n
sorgfältigster Welse AauUSSESTALLEL. LLOSER

BURG, PETER, Saar-Franzose. Peter/Pierre Lorson S] TIrnier: Paulinus Verlag 2011 794 S’
ISBEN 4/78-3-/79092-_0730_4

„Saarfranzose“ W Al 1n den 1950er-Jahren e1ne eher abschätzıge Bezeichnung für die
Saarländer, die nıcht für die Vereinigung mıt Deutschland plädierten. Fur den Jesulten-
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Ich habe das vorliegende Buch mit großem Interesse (ja geradezu mit Spannung) ge-
lesen. Das liegt wohl vor allem an dem hohen Niveau, auf dem die Autoren das Thema 
behandeln. Zunehmend wuchs beim Rez. allerdings auch die Sorge, dass die hier aufge-
worfenen Fragen noch längst nicht gelöst sind. Der Kirchenaustritt in Deutschland 
wird uns sicher noch lange beschäftigen. Obendrein ist dies nicht nur eine theore tische 
bzw. akademische Frage, sondern es geht um die Kirchen steuer, die bisher die materielle 
Grundlage für die Arbeit der Kirche in Deutschland bildet. Ob sich die sog. „höhere 
Instanz“ in Rom (vgl. 72) bewusst ist, dass sie das deutsche System der Kirchenfi nanzie-
rung untergräbt? R. Sebott S. J. 

Sander, Johannes, Geschichte des Jesuitenkollegs in Paderborn 1580–1659, herausge-
geben und übersetzt von Gerhard Ludwig Kneißler, mit Anmerkungen versehen von 
Friedrich Gerhard Hohmann (Studien und Quellen zur Westfälischen Geschichte; 
64). Paderborn: Bonifatius 2011. 1173 S., ISBN 978-3-89710-475-4.

Im Jahr 1580 übernahm ein Jesuit die Paderborner Dompredigerstelle. Fünf Jahre später 
wurden zwei Jesuiten Lehrer am Gymnasium Salentinianum. Gleichzeitig wurde dieses 
Gymnasium von den Jesuiten insgesamt übernommen. Sie errichteten wenige Jahre spä-
ter ein neues Kolleggebäude, das das Gymnasium Theodorianum aufnehmen sollte. Und 
1614 wurde durch die Paderborner Jesuiten die Universität, die Academia Theodoriana, 
gegründet. In diesen Einrichtungen und in ihrem Umfeld waren die Jesuiten in ansehn-
licher Zahl tätig. Aus der Nähe von Paderborn stammte Johannes Sander, der 1596 gebo-
ren wurde und 1674 starb. Er besuchte das Paderborner Jesuitengymnasium und trat 
dann in den Orden ein. Nach seinen Ordensstudien war er an verschiedenen Orten tätig, 
dabei mehrfach auch in Paderborn. Von 1655 bis 1661 widmete sich Johannes Sander der 
Abfassung der „Historia Collegii SJ Paderbornensis“. Er gliederte sie in 80 Jahresbe-
richte – beginnend mit dem Jahr 1580 und endend mit dem Jahr 1659. Eine seiner Haupt-
quellen waren die in den Kommunitäten der Gesellschaft Jesu und also auch in der Pa-
derborner Kommunität Jahr für Jahr abgefassten Hausgeschichten – die „historiae 
domus“. Darüber hinaus bediente er sich auch anderer Quellen, z. B. der Berichte, die er 
in mündlicher oder schriftlicher Form von verschiedenen Personen erhielt, und auch 
eigener Beobachtungen. Johannes Sander hat sein Werk in lateinischer Sprache abgefasst 
und in zwei großen Teilen vorgelegt. Der erste Teil umfasst die Darstellung der Ge-
schichte der Jahre 1580 bis 1621, der zweite Teil geht auf die Jahre 1622 bis 1659 zurück.

Was Johannes Sander festgehalten und mitgeteilt hat, bietet ein lebendiges, wirklich-
keitsnahes Bild des Lebens und Wirkens der Jesuiten im damaligen Paderborn. Das apo-
stolische Wirken vieler Jesuiten, ihr Leben mit allen Höhe- und Tiefpunkten, wird er-
kennbar. Das Auf und Ab in den Beziehungen zu den Paderborner Bischöfen und 
Domherren und somit die Einfügung der jesuitischen Aktivitäten in die Strukturen des 
Bistums werden wirklichkeitsnah dargestellt. Ein durchgehendes Thema sind die Be-
gegnungen und auch Auseinandersetzungen mit den Lutheranern, die sich bald nach 
der Reformation in Paderborn ausgebreitet hatten. 

Der Bericht Johannes Sanders ist im vorliegenden Bd. auf das sorgfältigste präsen-
tiert. Jeweils die linke Seite bietet den lateinischen Ursprungstext, die gegenüberlie-
gende rechte Seite seine Übersetzung ins Deutsche. Der wahrlich lange Bericht über die 
Geschichte des Paderborner Jesuitenkollegs ist umgeben von einleitenden Texten und 
informativen Anhängen. 

Wer sich mit diesem Buch befasst, trifft auf eine konkrete, aus der Nähe beobachtete 
und in vielen lebendigen Details festgehaltene Darstellung eines Stücks frühneuzeitli-
cher Stadt-, Kirchen- und Ordensgeschichte. Der Verlag hat das umfangreiche Buch in 
sorgfältigster Weise ausgestattet.  W. Löser S. J.

Burg, Peter, Saar-Franzose. Peter/Pierre Lorson SJ. Trier: Paulinus Verlag 2011. 294 S., 
ISBN 978-3-7902-0230-4.

„Saarfranzose“ war in den 1950er-Jahren eine eher abschätzige Bezeichnung für die 
Saarländer, die nicht für die Vereinigung mit Deutschland plädierten. Für den Jesuiten-


